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3. Instanz

Datum -

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt. Kosten sind
nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Zahlung von Leistungen fÃ¼r Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem Sozialgesetzbuch, Zweites Buch (SGB II) und dabei
insbesondere um die HÃ¶he der Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung.

Der 1955 geborene Antragsteller bewohnt zusammen mit seiner Mutter, A. H, ein 88
qm groÃ�es Haus. Das Eigentum an diesem Haus wurde ihm durch notariellen
Vertrag vom 18.04.1988 Ã¼bertragen. In Â§ 2 dieses Vertrages wurde der Mutter
ein Wohnrecht eingerÃ¤umt. Sie hat danach "freien Umgang in Haus, Hof und
Garten. AuÃ�erdem hat sie Anspruch auf Hege und Pflege in gesunden und kranken
Tagen. Die dafÃ¼r entstehenden Barauslagen und Kosten trÃ¤gt sie selbst."

Die Antragsgegnerin bewilligte dem Antragsteller mit Bescheid vom 28.06.2005
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fÃ¼r den Zeitraum von Juli bis November 2005 eine Regelleistung in HÃ¶he von
345,00 EUR sowie Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von 87,63
EUR, zusammen also 432,63 EUR.

Hiergegen erhob der Antragsteller Widerspruch, weil nicht alle Aufwendungen fÃ¼r
die Unterkunft berÃ¼cksichtigt worden seien. Nach Vorlage weiterer Unterlagen
wurden die anzuerkennenden Unterkunftskosten von der Antragsgegnerin auf
103,52 EUR erhÃ¶ht. Die Antragsgegnerin ging dabei davon aus, dass die
verbrauchsbezogenen Kosten dem Antragsteller nur zur HÃ¤lfte anzurechnen seien.
Die andere HÃ¤lfte sei seiner Mutter zuzurechnen, die keine Leistungen nach dem
SGB II bezieht. Auch hiergegen erhob der Antragsteller Widerspruch und trug vor,
als Hausbesitzer trage er allein alle anfallenden Kosten. Die Heizkosten betrÃ¼gen
im Ã�brigen monatlich 93,16 EUR. Mit Bescheid vom 28.07.2005 wurden die
Unterkunftskosten neu berechnet und nunmehr alle Kosten bis auf die GebÃ¼hr
fÃ¼r MÃ¼llabfuhr, Heizkosten und Wasser-/Abwasserkosten voll bei dem
Antragsteller anerkannt.

Unter dem 29.07.2005 hat der Antragsteller einen Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung gestellt. Er trÃ¤gt vor, seine Mutter habe ein kostenloses
Wohnrecht in seinem Einfamilienhaus. Die anfallenden Kosten dÃ¼rften nicht durch
zwei geteilt werden, weil sie ausschlieÃ�lich von ihm getragen wÃ¼rden. Die
angerechneten Unterkunfts- und Heizkosten lÃ¤gen weit unter den tatsÃ¤chlichen
Kosten. Im Einzelnen macht er folgende Kosten geltend:

Gas und Wasser 138,00 EUR
Strom und Telefon 136,90 EUR
Grundbesitzabgaben 28,30 EUR
WohngebÃ¤udeversicherung 24,34 EUR
Schornsteinfeger 5,95 EUR
Reparaturpauschale 80,00 EUR
Gesamt 413,49 EUR pro Monat

Er habe eine ErklÃ¤rung seiner Mutter vorgelegt, dass sie sich an keinen dieser
Kosten beteilige und dass keine gemeinsamen Konten bestÃ¼nden. Aus dem
notariellen Erbvertrag ergebe sich das eingetragene Wohnrecht.

Der Antragsteller hat schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã� beantragt,

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten,
monatliche Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von 413,49 EUR zu
erbringen.

Die Antragsgegnerin hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

1.a) festzustellen, dass Antragsgegner der Kreis Nt, b) hilfsweise den Kreis N zum
Verfahren beizuladen,

2.den Antrag auf einstweilige Anordnung abzulehnen.
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Der Kreis N habe zwar durch Satzung die DurchfÃ¼hrung der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitssuchende nach dem SGB II den kreisangehÃ¶rigen StÃ¤dten und Gemeinden
zur Entscheidung im eigenen Namen Ã¼bertragen. Gleichzeitig habe er sich aber in
Â§ 8 der Satzung die DurchfÃ¼hrung von Rechtsbehelfs- und Rechtsstreitverfahren
vorbehalten. Richtiger Antragsgegner sei deshalb der Kreis N. Â§ 8 der Satzung sei
nach dem Willen des Satzungsgebers nicht als Regelung der
ProzessfÃ¼hrungsbefugnis, sondern als ZustÃ¤ndigkeitsregelung anzusehen. Es sei
nicht nachvollziehbar, wenn der Kreis als optierender LeistungstrÃ¤ger mit
Weisungsbefugnis gegenÃ¼ber den Kommunen lediglich als Prozessvertreter der
Delegationsnehmer gelten solle.

Der Antrag auf einstweilige Anordnung sei im Ã�brigen abzulehnen, da es keinen
Anordnungsanspruch oder auch keinen Anordnungsgrund gebe. Nach Â§ 2 des
Ã�bergabevertrages vom 14.03.1988 mÃ¼sse die Mutter ihre Kosten und
Barauslagen selbst tragen. Es handele sich daher nicht um ein unentgeltliches
Wohnrecht. Die Mutter habe nach dem Vertrag die durch die Benutzung der
Wohnung verursachten Nebenkosten selbst zu tragen. Es sei deshalb gerechtfertigt,
die Nebenkosten nur zur HÃ¤lfte bei dem Antragsteller anzurechnen. Allerdings
seien die Heizungskosten geringfÃ¼gig zu niedrig berechnet worden. In analoger
Anwendung des Â§ 6 der Wohngeldverordnung mÃ¼ssten hier zusammen 80,40
EUR Heizkosten angenommen werden. Der Anteil des Antragstellers betrage
deshalb 40,20 EUR, die geringfÃ¼gige Differenz von 8,64 EUR, sei jedoch kein
wesentlicher Nachteil, der den Erlass einer einstweiligen Anordnung rechtfertige.
Insoweit liege ein Anordnungsgrund nicht vor. Dem Antragsteller kÃ¶nne zugemutet
werden, die Entscheidung im Hauptsacheverfahren abzuwarten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie den der beigezogenen Verwaltungsakte der Antragsgegnerin
Bezug genommen.

II.

Der Feststellungsantrag der Antragsgegnerin ist unzulÃ¤ssig.

FÃ¼r eine Feststellungswiderklage im einstweiligen Rechtsschutz fehlt zunÃ¤chst
offensichtlich das EilbedÃ¼rfnis. Eine Feststellungswiderklage ist ferner nur unter
den Voraussetzungen zulÃ¤ssig, unter denen auch eine Feststellungsklage erhoben
werden kann. Eine Feststellungwiderklage mit dem Ziel der Ã�berprÃ¼fung der
Passivlegitimation des Beklagten wÃ¤re jedoch wegen der SubsidiaritÃ¤t der
Feststellungsklage unzulÃ¤ssig. Die Passivlegitimation des Beklagten ist im Rahmen
der BegrÃ¼ndetheit von Amts wegen zu prÃ¼fen (vgl. Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, Kommentar zum SGG, 8. Aufl., vor Â§ 51 Rdnr. 13). Die
Feststellungsklage ist jedoch unzulÃ¤ssig, wenn mit ihr lediglich die selbstÃ¤ndige
Feststellung einer Vorfrage des Leistungsstreits begehrt wird (Meyer-Ladewig/Keller/
Leitherer, a.a.O., Â§ 55 Rdnr. 19 c).

Der Antrag des Antragstellers auf GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes ist
zulÃ¤ssig. Insbesondere ist die Stadt N1 die richtige Antragsgegnerin. Passiv
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legitimiert ist diejenige KÃ¶rperschaft, die auch materiell verpflichtet ist (Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, a.a.O., Â§ 69 Rdnr. 4). Der Kreis N ist zwar gem. Â§ 6 a
SGB II zugelassener TrÃ¤ger fÃ¼r die Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende. Er hat
diese Aufgaben jedoch entsprechend Â§ 5 Abs. 2 AG-SGB II NRW vom 16.12.2004
durch Satzung an die Stadt N1 delegiert. Nach Â§ 1 der Satzung vom 16.12.2004
Ã¼bertrÃ¤gt der Kreis N den kreisangehÃ¶rigen StÃ¤dten und Gemeinden die in
Â§Â§ 4 und 5 der Satzung nÃ¤her bezeichneten Aufgaben zur Entscheidung im
eigenen Namen. Zu diesen Aufgaben gehÃ¶rt gem. Â§ 4 Nr. 3 und 4 der Satzung u.
a. die Erbringung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts und der Erlass
von entsprechenden Verwaltungsakten. Die Stadt N1 war daher materiell
verpflichtet, Ã¼ber den Anspruch des Antragstellers zu entscheiden und die
entsprechenden Leistungen zu erbringen. Â§ 1 der Satzung des Kreises N vom
16.12.2004 enthÃ¤lt eine Delegation der Aufgaben und nicht die Ã�bertragung
eines Mandats. Unter Delegation ist ein Rechtsakt zu verstehen, durch den ein
HoheitstrÃ¤ger seine ihm durch das Recht eingerÃ¤umte Befugnis zum Erlass von
Hoheitsakten auf ein anderes Subjekt Ã¼bertrÃ¤gt, auch wenn er selbst
weisungsbefugt bleibt. Von einem Mandat spricht man dagegen, wenn der Inhaber
einer ZustÃ¤ndigkeit in einem oder mehreren EinzelfÃ¤llen oder auch abstrakt ein
anderes Ã¶ffentlich-rechtliches Subjekt beauftragt, die Kompetenz des Mandanten
in dessen Namen auszuÃ¼ben (vgl. Schenke, Delegation und Mandat im
Ã¶ffentlichen Recht, Verwaltungsarchiv, Bd. 68, 118, 120, 148). Da hier der Stadt
N1 â�� entsprechend der gesetzlichen ErmÃ¤chtigung â�� die Aufgabe zur
Entscheidung im eigenen Namen Ã¼bertragen wurde, handelt es sich um eine
Delegation. Diese Unterscheidung hat entscheidende Auswirkungen auf die Frage
der Beteiligung im Prozess, weil der im eigenen Namen entscheidende
Delegationsnehmer auch Beklagter ist (vgl. OVG MÃ¼nster, Urteil vom 17.05.1988
â�� 8 A 825/86; Schmidt-Jortzik, Strukturen einer Einbeziehung kreisangehÃ¶riger
Gemeinden in den Vollzug von KreiszustÃ¤ndigkeiten, Verwaltungsarchiv, 75. Bd.,
1984, 107, 118). Dass sich der Kreis N in Â§ 8 der Satzung die DurchfÃ¼hrung von
Rechtsbehelfs- und Rechtsstreitverfahren vorbehalten hat, Ã¤ndert an dieser
EinschÃ¤tzung nichts. Diese Regelung betrifft lediglich die DurchfÃ¼hrung des
Widerspruchsverfahrens und die Befugnis der Prozessvertretung in den
gerichtlichen Streitigkeiten. Die materielle Verpflichtung der Stadt N1, die
begehrten Leistungen zu erbringen, wird hierdurch nicht aufgehoben. Es stellt zwar
keinen VerstoÃ� gegen das Rechtsberatungsgesetz dar, wenn ein Beamter des
Kreises in einem Rechtsstreit gegen die Gemeinde als Prozessvertreter auftritt. Die
Beteiligtenrolle der Gemeinde als Beklagte bzw. Antragsgegnerin wird hierdurch
jedoch nicht berÃ¼hrt (vgl. OVG MÃ¼nster, Beschluss vom 29.07.1979 â�� VIII B
295/78).

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.
Nach Â§ 86 b Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) kann das Gericht der
Hauptsache auf Antrag eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den
Streitgegenstand treffen, um einen vorlÃ¤ufigen Zustand in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zu regeln, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Regelungsanordnung). Voraussetzung ist,
dass dem Antragsteller ein Anordnungsanspruch und ein Anordnungsgrund zusteht
(Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, a.a.O., Â§ 86 b Rdnr. 27).
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Nach summarischer Ã�berprÃ¼fung der Sach- und Rechtslage sind hier teilweise
die Voraussetzungen eines Anordnungsanspruches und im Ã�brigen ein
Anordnungsgrund nicht gegeben.

BezÃ¼glich der vom Antragsteller geltend gemachten Kosten fÃ¼r Strom und
Telefon in HÃ¶he von 136,90 EUR pro Monat besteht kein Anordnungsanspruch,
denn es handelt sich hierbei nicht um Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
gem. Â§ 22 SGB II. Diese Kosten sind vielmehr aus der Regelleistung zu bestreiten
(Eicher/Spellbrink, Lang, SGB II, Â§ 20 Rdnr. 29, 60 und 66). Ein Gleiches gilt fÃ¼r
die Gaskosten, soweit hiermit auch die Warmwasserzubereitung abgedeckt ist
(Eicher/Spellbrink, a.a.0., Â§ 20 Rdnr. 66 und Â§ 22 Rdnr. 34). Die Antragsgegnerin
hat deshalb zutreffend Warmwasserkosten in HÃ¶he von monatlich 13,20 EUR (15
Cent x 88 qm) von den Gaskosten abgezogen. Der von dem Antragsteller geltend
gemachte Erhaltungsaufwand von pauschal 80,00 EUR pro Monat ist in dieser
HÃ¶he weder nachgewiesen noch sonst gerechtfertigt. Zu den Unterkunftskosten
fÃ¼r eigengenutzte Eigenheime zÃ¤hlen alle notwendigen Ausgaben, die bei der
Berechnung der EinkÃ¼nfte aus Vermietung und Verpachtung nach der
DurchfÃ¼hrungsverordnung zu Â§ 82 des Sozialgesetzbuchs, ZwÃ¶lftes Buch (SGB
XI) abzusetzen sind. Dazu gehÃ¶rt auch ein angemessener Erhaltungsaufwand
(Eicher/Spellbrink, Lang, Â§ 22 Rdnr. 26). Nach Â§ 7 Abs. 2 der Verordnung zur
DurchfÃ¼hrung des Â§ 82 SGB XI kÃ¶nnen ohne Nachweis bei
WohngrundstÃ¼cken, die vor dem 01. Januar 1925 bezugsfÃ¤hig geworden sind, 15
vom Hundert der Jahresrohreinnahmen als Erhaltungsaufwand berÃ¼cksichtigt
werden. Dies hat die Antragsgegnerin bei dem im Jahre 1888 erbauten GebÃ¤ude
des Antragstellers zutreffend berÃ¼cksichtigt. Dabei wurde nach dem
maÃ�geblichen Mietspiegel eine Quadratmetermiete von 4,48 EUR zugrunde gelegt,
welches fÃ¼r 88 qm eine Monatsrohreinnahme von 394,24 EUR, also jÃ¤hrlich
4.730,88 EUR ergibt. 15% hiervon fÃ¼hrt zu einem Erhaltungsaufwand pro Jahr in
HÃ¶he von 709,63 EUR, also monatlich 59,13 EUR.

Ob im Ã�brigen dem Antragsteller zu Recht nur die HÃ¤lfte der
verbrauchsbedingten Kosten angerechnet worden ist, kann dahinstehen, da
insoweit ein Anordnungsgrund nicht besteht. Es ist nicht ersichtlich, dass dem
Antragsteller wesentliche Nachteile drohen wÃ¼rden, die abzuwenden wÃ¤ren (Â§
86 b Abs. 2 Satz 1 SGG), also die Gefahr der Vereitelung des Rechts bestÃ¤nde oder
er wesentliche rechtliche oder wirtschaftliche Nachteile hÃ¤tte, wenn er bis zur
Entscheidung in der Hauptsache warten mÃ¼sste (Zeihe, SGG, 8. Aufl., Stand:
November 2004, Â§ 86 b Rdnr. 31 a). Die Gefahr, dass das beanspruchte Recht auf
die Leistung rechtlich oder tatsÃ¤chlich vereitelt wÃ¼rde, ist nicht ersichtlich, da
der Anspruch im Rahmen des geltenden Rechts geltend gemacht und die
leistungsverpflichtete Ã¶ffentliche Hand nicht konkursfÃ¤hig ist. Die Befriedigung
der behaupteten AnsprÃ¼che des Antragstellers ist daher nicht gefÃ¤hrdet. Somit
verbleibt fÃ¼r die Annahme der EilbedÃ¼rftigkeit zur Abwendung wesentlicher
Nachteile nur das Auftreten einer existentiellen Not des Antragstellers, die es
rechtfertigt, ausnahmsweise die Hauptsache vorwegzunehmen und die
Antragsgegnerin zur Leistung zu verpflichten (vgl. LSG NRW, Beschluss vom
04.05.2005, L 9 B 4/05 AS ER). Eine solche Existenz bedrohende Notlage kann i. d.
R. nur angenommen werden, wenn dem Antragsteller weniger als 70% der
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Regelleistung nach Â§ 20 SGB II verbleibt. Dies ergibt sich nach Auffassung des
Gerichts aus Â§ 31 Abs. 1 SGB II. Danach kann unter bestimmten UmstÃ¤nden das
Arbeitslosengeld II unter Wegfall des Zuschlages nach Â§ 24 SGB II in einer ersten
Stufe um 30 vom Hundert der fÃ¼r den erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen nach Â§
20 maÃ�gebenden Regelleistung abgesenkt werden. Es ist daher davon
auszugehen, dass 70% der Regelleistung den unteren Rand einer kargen
Grundversorgung darstellen und ein erwerbsfÃ¤higer HilfebedÃ¼rftiger erst
unterhalb dieses Satzes in seiner psychophysischen Existenz gefÃ¤hrdet wird (vgl.
Eicher/ Spellbrink, Rixen, Â§ 31 Rdnr. 50). Diese Grenze wird hier auch nach dem
Vortrag des Antragstellers unter BerÃ¼cksichtigung der obigen AusfÃ¼hrungen
nicht Ã¼berschritten. Der Antragsteller kann mit oben geltend gemachten
EinschrÃ¤nkungen noch Kosten fÃ¼r Gas und Wasser in HÃ¶he von 124,80 EUR
(138,00 EUR â�� 13,20 EUR Warmwasserzubereitung), eine Reparaturpauschale in
HÃ¶he von 59,13 EUR und keine Kosten fÃ¼r Strom und Telefon geltend machen.
Entsprechend seiner Aufstellung vom 29.07.2005 ergibt sich unter Addition der
aufgefÃ¼hrten Positionen im Ã�brigen ein Betrag von 242,52 EUR. Die
Antragsgegnerin hat mit Bescheid vom 28.07.2005 Kosten der Unterkunft in HÃ¶he
von monatlich 112,15 EUR und Heizkosten in HÃ¶he von 31,64 EUR, zusammen also
143,79 EUR monatlich, anerkannt. Dies ergibt einen monatlichen Differenzbetrag
von 98,73 EUR. 30% der Regelleistung von 345,00 EUR sind 103,50 EUR. Die von
dem Antragsteller behauptete Differenz erreicht diesen Betrag nicht. Es ist ihm
deshalb zuzumuten, eine Entscheidung im Widerspruchsverfahren bzw. in einem
eventuell anschlieÃ�enden Gerichtsverfahren abzuwarten. In diesem Verfahren
wÃ¤re dann zu klÃ¤ren, ob die Auslegung des Â§ 2 des Ã�berlassungsvertrages aus
dem Jahre 1988 durch die Antragsgegnerin zutreffend ist. Der letzte Satz dieses
Paragraphen kÃ¶nnte sich nÃ¤mlich auch auf die Kosten der Hege und Pflege
beziehen. Dabei wird zu berÃ¼cksichtigen sein, dass die Nebenkosten zwar
grundsÃ¤tzlich anteilig pro Kopf zu verteilen sind, Abweichungen aber bei
entsprechenden vertraglichen Regelungen in Betracht kommen (vgl.
Eicher/Spellbrink, Lang, Â§ 22 Rdnr. 38). Solche abweichenden Regelungen kÃ¶nnen
auch konkludent durch eine langjÃ¤hrige einvernehmliche Handhabung durch die
beteiligten Bewohner geschlossen werden. Es dÃ¼rfte daher aufzuklÃ¤ren und
seitens des Antragstellers glaubhaft zu machen sein, dass die Mutter des
Antragstellers tatsÃ¤chlich â�� wie behauptet â�� seit 1988 keinerlei Nebenkosten
getragen hat. Die entsprechenden Ermittlungen mÃ¼ssen jedoch dem
Widerspruchs- bzw. dem Haupt-sacheverfahren vorbehalten bleiben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG in entsprechender Anwendung.

Erstellt am: 04.11.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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